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Veranlasste Leistungen 

G-BA beschließt Merkblatt zur Vereinfachung 
der Genehmigungsverfahren für langfristige 
Heilmittelbehandlungen 
Berlin, 22. November 2012 – Patientinnen und Patienten, aber auch 
Ärzte und Krankenkassen können sich künftig mit Hilfe eines Merkblat-
tes über die Voraussetzungen einer Genehmigung langfristiger Heilmit-
telbehandlungen durch ihre Krankenkasse informieren. Mit den am Don-
nerstag vom Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) beschlossenen 
Klarstellungen soll ein vereinfachtes einheitliches und damit beschleu-
nigtes Verfahren für die Genehmigung von langfristiger Heilmittelbe-
handlung erreicht werden. Das Merkblatt kann auf der Webseite des  
G-BA unter www.g-ba.de abgerufen werden. 

Die Regelung zur Genehmigung von langfristigen Heilmittelbehandlun-
gen – beispielsweise bei angeborener Schädigung der Arme oder Beine, 
insbesondere auch in Folge von Contergan-Schädigungen, bei Lähmun-
gen (Paraparesen und Paraplegien) sowie Bewegungsstörungen auf-
grund frühkindlicher Hirnschädigung (infantiler Zerebralparese) – trägt 
vor allem den Fällen Rechnung, in denen eine Heilmittelbehandlung für 
einen längeren Zeitraum ohne Unterbrechungen medizinisch erforderlich 
ist. Aus der Praxis waren dabei zuletzt Umsetzungsprobleme bekannt 
geworden. Als Gründe dafür wurden unter anderen unklare Genehmi-
gungsvoraussetzungen genannt, etwa bei der Indikationsstellung oder 
bei der Bestimmung der Gruppe von Patientinnen und Patienten, die von 
der Regelung profitieren soll. Das Merkblatt nimmt Bezug auf eine zwi-
schen GKV-Spitzenverband und Kassenärztlicher Bundesvereinigung 
(KBV) vereinbarte Indikationsliste, die Anlage des Merkblattes ist. 

„Wir hoffen, dass die getroffenen Regelungen von allen Beteiligten als 
deutlich spürbare Hilfestellung zum Wohle der Patientinnen und Patien-
ten konstruktiv genutzt werden“, sagte Josef Hecken, unparteiischer 
Vorsitzender des G-BA. Auf Hinweis der Patientenvertretung im G-BA 
wird zu einem späteren Zeitpunkt überprüft, ob sich das Merkblatt im 
Versorgungsalltag bewährt. Weitere Klarstellungen sind in den Verein-
barungen zwischen GKV-Spitzenverband und KBV zu den Praxisbeson-
derheiten getroffen worden. 

Menschen mit dauerhaften schweren Behinderungen können seit einem 
Beschluss des G-BA zur grundlegenden Neufassung der Heilmittel-
Richtlinie aus dem Jahr 2011 von ihrer gesetzlichen Krankenkasse die 
langfristige Genehmigung einer Heilmittelbehandlung erhalten, ohne 
dass dafür eine erneute Überprüfung des Behandlungsbedarfs erforder-
lich ist. 

Vor diesem Beschluss aus dem Jahr 2011 war bei wiederholten Verord-
nungen außerhalb des Regelfalls immer wieder eine besondere ärztliche 
Begründung mit prognostischer Einschätzung des Gesundheitszustan-
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des nötig. Die langfristige Genehmigung gilt seit der Neufassung der 
Heilmittel-Richtlinie im vergangenen Jahr nun mindestens zwölf Monate 
lang. 

 

 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemein-
samen Selbstverwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er 
bestimmt in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizini-
schen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA 
ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entsprechend der Patientenbeteiligungs-
verordnung nehmen Patientenvertreter und Patientenvertreterinnen an den Beratungen des G-
BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das 
Parlament durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche 
Vorgaben für die konkrete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen 
Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV 
bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der 
medizinischen Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, 
die medizinische Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog 
der Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitäts-
managements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären Versorgung. 
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